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 05.05.2015 
An die Vorsitzende des  
Innen- und Rechtsausschusses im  
Schleswig-Holsteinischen Landtag 
Frau Barbara Ostmeier, MdL 
- im Hause - 
 

 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP 
 
 
Sehr geehrte Frau Ostmeier,  
 
hiermit übersende ich Ihnen den Änderungsantrag der Fraktion der FDP zum Entwurf 

eines Gesetzes zum Versammlungsrecht in Schleswig-Holstein, Drucksache 18/119, 

und bitte Sie, diesen an die Mitglieder des Ausschusses weiterzuleiten. 

 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
gez. Dr. Ekkehard Klug  
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Vorlage für die Sitzung des Innen- und Rechtsausschusses 

am 06. Mai 2015 
 
 
Änderungsantrag  
 
der Fraktion der FDP 
 
 
zum Entwurf eines Gesetzes zum Versammlungsrecht in Schleswig-Holstein  
 
Drucksache 18/119 

 

Der Entwurf eines Gesetzes zum Versammlungsrecht in Schleswig-Holstein, 

Drucksache 18/119, wird wie folgt geändert: 

 

1. Artikel 1 erhält folgende Fassung: 

 
„Artikel 1 

 
Versammlungsgesetz für das Land Schleswig-Holstein (VersG SH) 

vom      2015 
 
 
Übersicht 
 
Abschnitt I  
Allgemeine Regelungen 
§ 1 Versammlungsfreiheit 

§ 2 Begriff der Versammlung 

§ 3 Schutzaufgabe und Kooperation 

§ 4 Veranstaltung einer Versammlung 

§ 5 Versammlungsleitung 

§ 6 Befugnisse der Versammlungsleitung 

§ 7 Störungsverbot 

§ 8 Aufrufverbot 

§ 9 Waffen- und Uniformverbot 

§ 10 Anwendbarkeit des Landesverwaltungsgesetzes (LVwG) 
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Abschnitt II  
Versammlungen unter freiem Himmel 
§ 11 Anzeige 

§ 12 Erlaubnisfreiheit 

§ 13 Behördliche Ablehnungsrechte 

§ 14 Beschränkungen, Verbot, Auflösung 

§ 15 Symbolträchtige Orte und Tage  

§ 16 Untersagung der Teilnahme oder Anwesenheit und Ausschluss von Personen 

§ 17 Kontrollstellen 

§ 18 Bild- und Tonübertragungen und -aufzeichnungen 

§ 19 Vermummungs- und Schutzausrüstungsverbot 

 

Abschnitt III  
Versammlungen in geschlossenen Räumen 
§ 20 Einladung 

§ 21 Beschränkungen, Verbot, Auflösung 

§ 22 Ausschluss von Störern, Hausrecht 

§ 23 Bild- und Tonübertragungen und -aufzeichnungen  

 

Abschnitt IV  
Straftaten, Ordnungswidrigkeiten, Einziehung, Kosten 
§ 24 Straftaten 

§ 25 Ordnungswidrigkeiten 

§ 26 Einziehung 

§ 27 Kosten 

 

Abschnitt V  
Schlussbestimmungen 
§ 28 Einschränkung von Grundrechten 
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           Abschnitt I 5.11.010 
Allgemeine Regelungen 

 
§ 1 Versammlungsfreiheit 
(1) Jede Person hat das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und 

ohne Waffen mit anderen zu versammeln und Versammlungen zu veranstalten. 

(2) Dieses Recht hat nicht, wer das Grundrecht der Versammlungsfreiheit gemäß 

Artikel 18 des Grundgesetzes verwirkt hat. 

 

§ 2 Begriff der Versammlung 
(1) Versammlung im Sinn dieses Gesetzes ist eine örtliche Zusammenkunft von min-

destens zwei Personen zur gemeinschaftlichen, überwiegend auf die Teilhabe an der 

öffentlichen Meinungsbildung gerichteten Erörterung oder Kundgebung. Aufzug ist 

eine sich fortbewegende Versammlung. 

(2) Eine Versammlung ist öffentlich, wenn die Teilnahme nicht auf einen individuell 

bestimmten Personenkreis beschränkt ist oder die Versammlung auf eine Kundge-

bung an die Öffentlichkeit in ihrem räumlichen Umfeld gerichtet ist. 

(3) Soweit nichts anderes bestimmt ist, gilt dieses Gesetz sowohl für öffentliche als 

auch für nichtöffentliche Versammlungen. 

(4) Versammlungen unter freiem Himmel sind solche, die an Orten allgemeinen 

kommunikativen Verkehrs stattfinden. Versammlungen in geschlossenen Räumen 

sind solche, bei denen aufgrund einer durchgehenden baulichen Abgrenzung die 

Versammlungsteilnehmer unter sich und von der Allgemeinheit abgeschirmt sind. 

 

§ 3 Schutzaufgabe und Kooperation 
(1) Aufgabe der zuständigen Behörde ist es,  

1. die Durchführung einer nach Maßgabe dieses Gesetzes zulässigen Versammlung 

zu unterstützen, 

2. ihre Durchführung vor Störungen zu schützen,  

3. von der Versammlung oder im Zusammenhang mit dem Versammlungsgeschehen 

von Dritten ausgehende Gefahren für die öffentliche Sicherheit abzuwehren. 

(2) Soweit es nach Art und Umfang der Versammlung erforderlich ist, bietet die zu-

ständige Behörde der Person, die eine öffentliche Versammlung veranstaltet oder 

der die Leitung übertragen worden ist, rechtzeitig ein Kooperationsgespräch an, um 
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die Gefahrenlage und sonstige Umstände zu erörtern, die für die ordnungsgemäße 

Durchführung der Versammlung wesentlich sind. Bestehen Anhaltspunkte für Ge-

fährdungen, die gemäß §§ 14 Absatz 1, 21 Absatz 1 und 2 zu einem Verbot oder Be-

schränkungen führen können, ist Gelegenheit zu geben, durch ergänzende Angaben 

oder Veränderungen der beabsichtigten Versammlung ein Verbot oder Beschrän-

kungen entbehrlich zu machen. Der Veranstalter oder Leiter ist zur Mitwirkung am 

Kooperationsgespräch nicht verpflichtet.   

(3) Im Rahmen der Kooperation informiert die zuständige Behörde die Person, die 

eine öffentliche Versammlung veranstaltet oder der die Leitung übertragen worden 

ist, vor und während der Versammlung über erhebliche Änderungen der Gefahrenla-

ge, soweit dieses nach Art und Umfang der Versammlung erforderlich ist. 

 

§ 4 Veranstaltung einer Versammlung 
Wer zu einer Versammlung einlädt oder die Versammlung nach § 11 anzeigt, veran-

staltet eine Versammlung.  

 

§ 5 Versammlungsleitung 
(1) Die Veranstalterin oder der Veranstalter leitet die Versammlung. Wird die Ver-

sammlung von einer Vereinigung veranstaltet, so wird sie von der Person geleitet, die 

deren Vorsitz führt.  

(2) Die Versammlungsleitung ist übertragbar.  

(3) Gibt es keine Person, die die Versammlung veranstaltet, kann die Versammlung 

eine Versammlungsleitung bestimmen.  

(4) Die Vorschriften dieses Gesetzes über die Versammlungsleitung gelten für nicht-

öffentliche Versammlungen nur, wenn eine Versammlungsleitung bestimmt ist. 

 

§ 6 Befugnisse der Versammlungsleitung  
(1) Die Versammlungsleitung sorgt für den ordnungsgemäßen Ablauf der Versamm-

lung und wirkt auf deren Friedlichkeit hin. Sie darf die Versammlung jederzeit unter-

brechen oder schließen. 

(2) Die Versammlungsleitung kann sich der Hilfe von Ordnerinnen und Ordnern be-

dienen. Diese müssen bei Versammlungen unter freiem Himmel durch weiße Arm-

binden, die nur die Bezeichnung „Ordnerin“ oder „Ordner“ tragen dürfen, kenntlich 
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sein. Die Vorschriften dieses Gesetzes für Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Ver-

sammlung gelten auch für Ordnerinnen und Ordner. 

(3) Die zur Aufrechterhaltung der Ordnung in der Versammlung getroffenen Anwei-

sungen der Versammlungsleitung und der Ordnerinnen und Ordner sind zu befolgen. 

(4) Die Versammlungsleitung darf Personen, welche die Ordnung der Versammlung 

erheblich stören, aus der Versammlung ausschließen. Wer aus der Versammlung 

ausgeschlossen wird, hat sich unverzüglich zu entfernen. 

 

§ 7 Störungsverbot 
Es ist verboten, eine Versammlung mit dem Ziel zu stören, deren Durchführung er-

heblich zu behindern oder zu vereiteln. 

 

§ 8 Aufrufverbot  
Es ist verboten, öffentlich, in einer öffentlichen oder nichtöffentlichen Versammlung, 

im Internet oder durch Verbreiten von Schriften, Ton- oder Bildträgern, Datenspei-

chern, Abbildungen oder anderen Darstellungen zur Teilnahme an einer Versamm-

lung aufzufordern, deren Durchführung durch ein vollziehbares Verbot untersagt oder 

deren vollziehbare Auflösung angeordnet worden ist. 

 

§ 9 Waffen- und Uniformverbot 
(1) Es ist verboten, 

1. Waffen oder 

2. sonstige Gegenstände, die ihrer Art nach zur Verletzung von Personen oder zur 

Herbeiführung erheblicher Schäden an Sachen geeignet und den Umständen nach 

dazu bestimmt sind, bei Versammlungen oder auf dem Weg zu oder von Versamm-

lungen mit sich zu führen, zu Versammlungen hinzuschaffen oder sie zur Verwen-

dung bei Versammlungen bereitzuhalten oder zu verteilen. 

(2) Es ist verboten, in einer Versammlung durch das Tragen von Uniformen, Uniform-

teilen oder uniformähnlicher Bekleidung sowie in paramilitärischer oder vergleichba-

rer Bekleidung aufzutreten, die dazu geeignet und bestimmt ist, im Zusammenwirken 

mit anderen teilnehmenden Personen den Eindruck von Gewaltbereitschaft zu ver-

mitteln und dadurch einschüchternd wirkt. 
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(3) Die zuständige Behörde trifft zur Durchsetzung des Verbots nach Absatz 1 und 

Absatz 2 Anordnungen, in denen die vom Verbot erfassten Gegenstände bezeichnet 

sind. 

 

§ 10 Anwendbarkeit des Landesverwaltungsgesetzes (LVwG) 
(1) Soweit das Versammlungsgesetz die Abwehr von Gefahren gegenüber einzelnen 

Teilnehmerinnen und Teilnehmern nicht regelt, sind Maßnahmen gegen sie nach 

dem Landesverwaltungsgesetz zulässig, wenn von ihnen nach den zum Zeitpunkt 

der Maßnahme erkennbaren Umständen vor oder bei der Durchführung der Ver-

sammlung oder im Anschluss an sie eine unmittelbare Gefahr für die öffentliche Si-

cherheit ausgeht. 

(2) Für Versammlungen in geschlossenen Räumen gilt Absatz 1 für den Fall, dass 

von den Teilnehmerinnen oder Teilnehmern eine Gefahr im Sinn von § 21 Absatz 1 

und 2 ausgeht. 

(3) Maßnahmen vor Beginn der Versammlung, welche die Teilnahme an der Ver-

sammlung unterbinden sollen, setzen eine Teilnahmeuntersagung nach § 16 voraus. 

 

Abschnitt II 
Versammlungen unter freiem Himmel 

 
§ 11 Anzeige 
(1) Wer eine öffentliche Versammlung unter freiem Himmel veranstalten will, hat dies 

der zuständigen Behörde spätestens 48 Stunden vor der Einladung zu der Versamm-

lung anzuzeigen. Veranstalten mehrere Personen eine Versammlung, ist nur eine 

Anzeige abzugeben. Bei der Berechnung der Frist bleiben Sonn- und Feiertage au-

ßer Betracht. 

(2) Die Anzeige muss den geplanten Ablauf der Versammlung nach Ort, Zeit und 

Thema bezeichnen, bei Aufzügen auch den beabsichtigten Streckenverlauf. Sie 

muss Namen und Anschrift der anzeigenden Person und der Person, die sie leiten 

soll, sofern eine solche bestimmt ist, enthalten. Wird die Versammlungsleitung erst 

später bestimmt, sind Name und Anschrift der vorgesehenen Person der zuständigen 

Behörde unverzüglich mitzuteilen. Wenn die Versammlungsleitung sich der Hilfe von 

Ordnerinnen und Ordnern bedient, ist ihr Einsatz unter Angabe der Zahl der dafür 

voraussichtlich eingesetzten Personen der zuständigen Behörde mitzuteilen. 
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(3) Wenn der Zweck der Versammlung durch eine Einhaltung der Frist nach Absatz 1 

Satz 1 gefährdet würde (Eilversammlung), ist die Versammlung spätestens mit der 

Einladung bei der zuständigen Behörde oder bei der Polizei anzuzeigen.  

(4) Die Anzeigepflicht entfällt, wenn sich die Versammlung aufgrund eines spontanen 

Entschlusses augenblicklich bildet (Spontanversammlung). 

 

§ 12 Erlaubnisfreiheit 
Für eine öffentliche Versammlung unter freiem Himmel sind keine behördlichen Er-

laubnisse erforderlich, die sich auf die Benutzung der öffentlichen Verkehrsflächen 

beziehen. 

 

§ 13 Behördliche Ablehnungsrechte  
(1) Die zuständige Behörde kann eine zur Leitung einer öffentlichen Versammlung 

unter freiem Himmel vorgesehene Person als ungeeignet ablehnen, wenn deren Ein-

satz nach den zur Zeit des Erlasses der Verfügung erkennbaren Umständen die öf-

fentliche Sicherheit bei Durchführung der Versammlung unmittelbar gefährdet. 

(2) Wenn aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte zu besorgen ist, dass von einer öf-

fentlichen Versammlung unter freiem Himmel eine Gefahr für die öffentliche Sicher-

heit ausgeht, hat die Veranstalterin oder der Veranstalter der Behörde auf deren Auf-

forderung hin Namen und Adressen der vorgesehenen Ordnerinnen und Ordner mit-

zuteilen. Die zuständige Behörde kann diese als ungeeignet ablehnen, wenn ihr Ein-

satz nach den zur Zeit des Erlasses der Verfügung erkennbaren Umständen die öf-

fentliche Sicherheit bei Durchführung der Versammlung unmittelbar gefährdet. 

 

§ 14 Beschränkungen, Verbot, Auflösung 
(1) Die zuständige Behörde kann die Durchführung einer Versammlung unter freiem 

Himmel beschränken oder verbieten, die Versammlung nach deren Beginn auch auf-

lösen, wenn nach den zur Zeit des Erlasses der Maßnahmen erkennbaren Umstän-

den die öffentliche Sicherheit bei Durchführung der Versammlung unmittelbar ge-

fährdet ist. 

(2) Verbot oder Auflösung setzen voraus, dass Beschränkungen nicht ausreichen. 

(3) Geht eine unmittelbare Gefahr für die öffentliche Sicherheit von Dritten aus, sind 

Maßnahmen der Gefahrenabwehr gegen diese zu richten. Kann dadurch die Gefahr 

auch unter Heranziehung von landes- oder bundesweit verfügbaren Polizeikräften 
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nicht abgewehrt werden, dürfen Maßnahmen nach den Absätzen 1 oder 2 auch zu-

lasten der Versammlung ergriffen werden, von der die Gefahr nicht ausgeht. Ein Ver-

bot oder die Auflösung dieser Versammlung setzt Gefahren für Leben oder Gesund-

heit von Personen oder für Sachgüter von erheblichem Wert voraus. 

(4) Sollen eine beschränkende Verfügung oder ein Verbot ausgesprochen werden, 

so sind diese nach Feststellung der Voraussetzungen, die diese Verfügung rechtfer-

tigen, unverzüglich der Versammlungsleiterin oder dem Versammlungsleiter und den 

Teilnehmerinnen und Teilnehmern bekannt zu geben. 

(5) Die Bekanntgabe einer nach Versammlungsbeginn erfolgenden beschränkenden 

Verfügung oder einer Auflösung muss unter Angabe des Grundes der Maßnahme 

erfolgen. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Verfügungen nach Satz 1 haben 

keine aufschiebende Wirkung. 

(6) Sobald die Versammlung für aufgelöst erklärt ist, haben alle anwesenden Perso-

nen sich unverzüglich zu entfernen. Es ist verboten, anstelle der aufgelösten Ver-

sammlung eine Ersatzversammlung durchzuführen.  

 

§ 15 Symbolträchtige Orte und Tage  
Die zuständige Behörde kann die Durchführung einer Versammlung unter freiem  

Himmel beschränken oder verbieten, die Versammlung nach deren Beginn auch auf-

lösen, wenn  

1. die Versammlung an einem Ort stattfindet, der als Gedenkstätte von historisch  

herausragender überregionaler Bedeutung an die Opfer der menschenunwürdigen 

Behandlung unter der nationalsozialistischen Gewalt- oder Willkürherrschaft erinnert, 

oder an einem Tag stattfindet, der zum Gedenken an die Opfer der menschenunwür-

digen Behandlung unter der nationalsozialistischen Gewalt-  

und Willkürherrschaft bestimmt ist, und  

2. nach den zur Zeit des Erlasses der Verfügung erkennbaren Umständen die unmit-

telbare Gefahr besteht, dass durch die Versammlung die nationalsozialistische Ge-

walt- und Willkürherrschaft gebilligt, verherrlicht oder gerechtfertigt und dadurch der 

öffentliche Friede gestört wird.  

Die Orte nach Satz 1 und ihre räumliche Abgrenzung werden in der Anlage zu die-

sem Gesetz bestimmt. Tage nach Satz 1 sind der 27. Januar und der 9. November.  
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§ 16 Untersagung der Teilnahme oder Anwesenheit und Ausschluss von Per-
sonen 
(1) Die zuständige Behörde kann einer Person die Teilnahme an oder Anwesenheit 

in einer Versammlung unter freiem Himmel vor deren Beginn untersagen oder von 

Beschränkungen abhängig machen, wenn von ihr nach den zur Zeit des Erlasses der 

Verfügung erkennbaren Umständen bei Durchführung der Versammlung eine unmit-

telbare Gefahr für die öffentliche Sicherheit ausgeht. 

(2) Wer durch sein Verhalten in der Versammlung die öffentliche Sicherheit unmittel-

bar gefährdet, ohne dass die Versammlungsleitung dies unterbindet, oder wer einer 

Anordnung nach § 9 Absatz 3 oder § 19 Absatz 2 zuwiderhandelt, kann von der zu-

ständigen Behörde ausgeschlossen werden. Wer aus der Versammlung ausge-

schlossen wird, hat sich unverzüglich zu entfernen. 

 

§ 17 Kontrollstellen 
(1) Bestehen tatsächliche Anhaltspunkte dafür, dass Waffen mitgeführt werden oder  

der Einsatz von Gegenständen im Sinn von § 9 Nummer 2 oder § 19 die öffentliche  

Sicherheit bei Durchführung einer öffentlichen Versammlung unter freiem Himmel  

unmittelbar gefährden wird, können auf den Anfahrtswegen zu der Versammlung  

Kontrollstellen errichtet werden, um Personen und Sachen zu durchsuchen. Die 

Durchführung der Durchsuchungen richtet sich nach dem Landesverwaltungsgesetz.  

Kontrollstellen sind so einzurichten, dass die Kontrollen zügig durchgeführt werden 

können.  

(2) Identitätsfeststellungen sowie weitere polizei- und ordnungsrechtliche oder straf-

prozessuale Maßnahmen sind nur zulässig, soweit sich an der Kontrollstelle tatsäch-

liche Anhaltspunkte für einen bevorstehenden Verstoß gegen §§ 9, 19 oder für die 

Begehung strafbarer Handlungen ergeben.  

 

§ 18 Bild- und Tonübertragungen und -aufzeichnungen 
(1) Die Polizei kann personenbezogene Daten von einer bestimmten Person auf dem 

Weg zu oder in einer Versammlung unter freiem Himmel erheben und verarbeiten, 

um eine von dieser Person verursachte erhebliche Gefahr für die öffentliche Sicher-

heit abzuwehren. In diesem Zusammenhang kann die Polizei auch Bild- und Tonauf-

zeichnungen offen anfertigen. Die Maßnahme darf auch durchgeführt werden, wenn 

andere Personen unvermeidbar betroffen werden. 
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(2) Die Polizei kann eine Versammlung unter freiem Himmel und ihr Umfeld mittels 

Bild- und Tonübertragungen (Übersichtsaufzeichnungen) offen beobachten, wenn 

dies zur Lenkung und Leitung des Polizeieinsatzes aufgrund der Größe und Unüber-

sichtlichkeit der Versammlung und zur Abwehr einer von der Versammlung ausge-

henden im Einzelfall bevorstehenden Gefahr für die öffentliche Sicherheit erforderlich 

ist. Sie kann zur Abwehr erheblicher Gefahren für die öffentliche Sicherheit offen 

Bild- und Tonaufzeichnungen von nicht bestimmten teilnehmenden Personen anferti-

gen. Die Auswertung von Übersichtsaufzeichnungen mit dem Ziel der Identifizierung 

einer Person ist nur zulässig, wenn die Voraussetzungen nach Absatz 1 vorliegen. 

(3) Die Bild- und Tonaufzeichnungen nach den Absätzen 1 und 2 sind nach Beendi-

gung der Versammlung unverzüglich, spätestens aber nach zwei Monaten zu lö-

schen oder unumkehrbar zu anonymisieren, soweit sie nicht 

1. zur Verfolgung von Straftaten, die im Zusammenhang mit der aufgezeichneten 

Versammlung stehen, benötigt werden oder 

2. zur Behebung einer Beweisnot unerlässlich sind.  

In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 sind die Daten für eine sonstige Verwendung 

zu sperren. 

(4) Die der Anfertigung von Bild- und Tonaufzeichnungen nach den Absätzen 1 und 2 

Satz 2 sowie der Verwendung nach Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 im Einzelfall zu-

grunde liegenden Zwecke sind zu dokumentieren. 

 

§ 19 Vermummungs- und Schutzausrüstungsverbot 
(1) Es ist verboten, bei oder im Zusammenhang mit einer Versammlung unter freiem 

Himmel  

1. in einer Aufmachung aufzutreten, die geeignet und den Umständen nach darauf 

gerichtet sind, die hoheitliche Feststellung der Identität zu verhindern 

2. Gegenstände mit sich zu führen, die zur Identitätsverschleierung geeignet und den 

Umständen nach darauf gerichtet sind, eine hoheitliche Feststellung der Identität zu 

verhindern,  

3. Gegenstände mit sich zu führen, die als Schutzausrüstung geeignet und den Um-

ständen nach darauf gerichtet sind, Vollstreckungsmaßnahmen eines Trägers von 

Hoheitsgewalt abzuwehren. 

(2) Die zuständige Behörde trifft zur Durchsetzung des Verbots Anordnungen, in de-

nen die vom Verbot erfassten Gegenstände bezeichnet sind. 
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Abschnitt III 

Versammlungen in geschlossenen Räumen 
 
§ 20 Einladung 
(1) Wer eine öffentliche Versammlung in geschlossenen Räumen veranstaltet, darf in 

der Einladung bestimmte Personen oder Personenkreise von der Teilnahme aus-

schließen. 

(2) Die Leitung einer öffentlichen Versammlung in geschlossenen Räumen darf die 

Anwesenheit von Vertretern der Medien, die sich als solche durch anerkannten Pres-

seausweis ausgewiesen haben, nicht unterbinden. 

 

§ 21 Beschränkung, Verbot, Auflösung 
(1) Die zuständige Behörde kann eine Versammlung in geschlossenen Räumen be-

schränken, wenn ihre Friedlichkeit unmittelbar gefährdet ist. 

(2) Die zuständige Behörde kann eine Versammlung verbieten oder auflösen, wenn 

ihre Friedlichkeit unmittelbar gefährdet ist und die Gefahr nicht anders abgewehrt 

werden kann. Eine verbotene Versammlung ist aufzulösen. Nach der Auflösung ha-

ben sich die teilnehmenden Personen unverzüglich zu entfernen. 

(3) Geht die Gefahr nicht von der Versammlung aus, so sind die in den Absätzen 1 

und 2 genannten Maßnahmen nur zulässig, wenn 

1. Maßnahmen gegen die die Gefahr verursachenden Personen nicht oder nicht 

rechtzeitig möglich sind oder keinen Erfolg versprechen und 

2. die zuständige Behörde die Gefahr nicht oder nicht rechtzeitig selbst oder mit 

durch Amts- und Vollzugshilfe ergänzten Mitteln und Kräften abwehren kann. 

(4) Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 Satz 1 sind zu begründen. 

 

§ 22 Ausschluss von Störern; Hausrecht 
(1) Wer die Versammlung leitet, kann teilnehmende Personen, welche die Ordnung 

erheblich stören, von der Versammlung ausschließen. 

(2) Die eine Versammlung leitende Person übt gegenüber anderen Personen als 

Teilnehmern das Hausrecht aus. 

 

§ 23 Bild- und Tonübertragungen und -aufzeichnungen 
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(1) Die Polizei kann personenbezogene Daten von einer bestimmten Person in einer 

Versammlung in geschlossenen Räumen erheben und verarbeiten, um eine von die-

ser Person verursachte unmittelbare Gefahr für die Friedlichkeit der Versammlung 

abzuwehren. In diesem Zusammenhang kann die Polizei auch Bild- und Tonauf-

zeichnungen offen anfertigen Die Maßnahme darf auch durchgeführt werden, wenn 

andere Personen unvermeidbar betroffen werden. 

(2) Die Polizei kann eine Versammlung in geschlossenen Räumen und ihr Umfeld 

mittels Bild- und Tonübertragungen (Übersichtsaufzeichnungen) offen beobachten, 

wenn dies zur Lenkung und Leitung des Polizeieinsatzes aufgrund der Größe und 

Unübersichtlichkeit der Versammlung und zur Abwehr einer von der Versammlung 

ausgehenden im Einzelfall bevorstehenden Gefahr für die öffentliche Sicherheit er-

forderlich ist. Sie kann zur Abwehr einer unmittelbaren Gefahr für die Friedlichkeit der 

Versammlung offen Bild- und Tonaufzeichnungen von nicht bestimmten teilnehmen-

den Personen anfertigen. Die Auswertung von Übersichtsaufzeichnungen mit dem 

Ziel der Identifizierung einer Person ist nur zulässig, wenn die Voraussetzungen nach 

Absatz 1 vorliegen. 

(3) Die Bild- und Tonaufzeichnungen nach den Absätzen 1 und 2 sind nach Beendi-

gung der Versammlung unverzüglich, spätestens aber nach zwei Monaten zu lö-

schen oder unumkehrbar zu anonymisieren, soweit sie nicht 

1. zur Verfolgung von Straftaten, die im Zusammenhang mit der aufgezeichneten 

Versammlung stehen, benötigt werden oder 

2. zur Behebung einer Beweisnot unerlässlich sind. 

In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 sind die Daten für eine sonstige Verwendung 

zu sperren. 

(4) Die der Anfertigung von Bild- und Tonaufzeichnungen nach den Absätzen 1 und 2 

Satz 2 sowie der Verwendung nach Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 im Einzelfall zu-

grunde liegenden Zwecke sind zu dokumentieren. 

 

 

Abschnitt IV 
Straftaten, Ordnungswidrigkeiten, Einziehung, Kosten, Entschädigung und 

Schadensersatz 
 

§ 24 Straftaten 
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(1) Wer in der Absicht, nicht verbotene Versammlungen zu verhindern oder sonst 

ihre Durchführung zu vereiteln, Gewalttätigkeiten vornimmt oder androht, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer bei Versammlungen Waffen oder Gegenstände entgegen § 9 Absatz 1 

Nummer 2 mit sich führt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geld-

strafe bestraft. Ebenso wird bestraft, wer Waffen oder Gegenstände entgegen § 9 

Absatz 1 Nummer 2 auf dem Weg zu einer Versammlung oder im Anschluss an eine 

Versammlung mit sich führt, zu der Versammlung hinschafft oder sie zur Verwen-

dung bei ihr bereithält oder verteilt oder wer bewaffnete Ordnerinnen oder Ordner in 

öffentlichen Versammlungen einsetzt. 

(3) Wer gegen die Leitung oder die Ordnerinnen oder Ordner einer Versammlung in 

der rechtmäßigen Ausübung von Ordnungsaufgaben Gewalt anwendet oder damit 

droht oder diese Personen während der rechtmäßigen Ausübung von Ordnungsauf-

gaben tätlich angreift, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 

bestraft. 

 

§ 25 Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. eine öffentliche Versammlung unter freiem Himmel ohne eine gemäß § 11 erfor-

derliche Anzeige oder nach einer Anzeige durchführt, in der die Angaben gemäß § 

11 Absatz 2 nicht oder in wesentlicher Hinsicht unrichtig enthalten sind, 

2. der Aufforderung, Namen und Adressen der vorgesehenen Ordnerinnen und Ord-

ner gemäß § 14 Absatz 2 Satz 1 mitzuteilen, nicht nachkommt oder von der zustän-

digen Behörde gemäß § 14 Absatz 2 Satz 2 abgelehnte Personen als Ordnerin oder 

Ordner einsetzt, 

3. gegen das Aufrufverbot (§ 8) verstößt, 

4. wer trotz einer Anordnung, dies zu unterlassen, die Zufahrtswege zu einer Ver-

sammlung oder die für einen Aufzug vorgesehene Strecke blockiert oder die Ver-

sammlung auf andere Weise mit dem Ziel stört, deren Durchführung erheblich zu 

behindern oder zu vereiteln, 

5. als veranstaltende oder leitende Person die öffentliche Versammlung unter freiem 

Himmel wesentlich anders durchführt als in der Anzeige (§ 11) angegeben, 
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6. unter den Voraussetzungen der § 14 Absatz 1, 2 und 4, § 21 Absatz 1 und 2 er-

lassenen, vollziehbaren beschränkenden Verfügungen, Verboten oder Auflösungen 

zuwiderhandelt, 

7. gegen Anordnungen zur Durchsetzung des Uniformverbots (§ 9 Absatz 3) oder 

des Vermummungs- und Schutzausrüstungsverbots (§ 19) verstößt, 

8. einer im Verfahren des gerichtlichen Eilrechtsschutzes erfolgten Beschränkung der 

Ausübung des Versammlungsrechts zuwiderhandelt, 

9. ungeachtet einer gemäß § 16 Absatz 1 ausgesprochenen Untersagung der Teil-

nahme an oder Anwesenheit in der Versammlung anwesend ist oder sich nach ei-

nem gemäß § 16 Absatz 2, § 24 Absatz 1 angeordneten Ausschluss aus der Ver-

sammlung nicht unverzüglich entfernt, 

10. sich trotz einer unter den Voraussetzungen der §§ 14, 21 erfolgten Auflösung 

einer Versammlung nicht unverzüglich entfernt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu dreitausend Euro, in den 

Fällen der Nummer 1 und 4 bis zu eintausendfünfhundert Euro geahndet werden. 

 

§ 26 Einziehung 
Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach § 24 oder eine Ordnungswidrigkeit nach 

§ 25 bezieht, können eingezogen werden. § 74 a des Strafgesetzbuches und § 23 

des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind anzuwenden. 

 

§ 27 Kosten 
Amtshandlungen nach diesem Gesetz sind kostenfrei. 

 

 

Abschnitt V 
Schlussbestimmungen 

 
§ 28 Einschränkung von Grundrechten 
Die Grundrechte der Versammlungsfreiheit (Art. 8 Absatz 1 des Grundgesetzes), der 

Meinungsfreiheit (Art. 5 Absatz 1 Satz 1 des Grundgesetzes) sowie das Recht auf 

informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 Absatz 1 in Verbindung mit Art. 1 Absatz 1 

des Grundgesetzes) werden nach Maßgabe dieses Gesetzes eingeschränkt." 
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2. Artikel 2 erhält folgende Fassung: 

 

„Artikel 2 
Änderung des Landesverwaltungsgesetzes (LVwG) 

Das Allgemeine Verwaltungsgesetz für das Land Schleswig-Holstein (Landesverwal-

tungsgesetz – LVwG – ) in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juni 1992 

(GVOBl. 1992, 243, 534), zuletzt geändert durch Art. 23 des Gesetzes vom 

17.12.2010 (GVOBl. S. 789), wird wie folgt geändert: 

 

In § 181 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 lit. d wird die Zahl „27“ durch „24“ ersetzt." 

 

 

3. Artikel 3 erhält folgende Fassung: 

 

„Artikel 3 
Aufhebung der Landesverordnung über die zuständigen Behörden nach dem 

Versammlungsgesetz (VersammlGzustBehV SH) 
Die Landesverordnung über die zuständigen Behörden nach dem Versammlungsge-

setz vom 01. Februar 1973 (GVOBl. 1973, S. 27), zuletzt geändert durch Verordnung 

vom 21. Dezember 1999 (GVOBl. 2000, S. 29) wird aufgehoben." 

 

 

4. Artikel 4 erhält folgende Fassung: 

 

„Artikel 4 
Landesverordnung zur Bestimmung der zuständigen Behörden für die Verfol-

gung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (Ordnungswidrigkeiten-
Zuständigkeitsverordnung – OWiZustVO) 

Die Landesverordnung zur Bestimmung der zuständigen Behörden für die Verfol-

gung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (Ordnungswidrigkeiten-

ZuständigkeitsVO - OWiZustVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Sep-

tember 2004, zuletzt geändert durch Verordnung vom 13.01.2015 (GVOBl. S. 47), 

wird wie folgt geändert: 
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In der Anlage der Verordnung (Zuständigkeitsverzeichnis) wird der nachfolgende 

Text gestrichen: 

„2.1.22 Versammlungswesen 

2.1.22.1 § 29 des Versammlungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 15. November 1978 (BGBl. I S. 1789), zuletzt geändert durch Ge-

setz vom 11. August 1999 (BGBl. I S. 1818) in Verbindung mit Artikel 2 

Nummer 2 Buchst. b des Gesetzes vom 20. Juni 2003 (BGBl. I S. 

864)“." 

 

 

5. Artikel 5 erhält folgende Fassung: 

 

„Artikel 5 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft."  

 
 
 
 
 
 
 
 
Dr. Ekkehard Klug  
und Fraktion 
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